
Gemeinsam gegen
den Ostwind
An Aktionen, Kundgebun-
gen, Warnstreiks und Streiks
Ende Februar und Anfang
März waren auch in Thürin-
gen Hunderte Beschäftigte
aus Landesämtern, Ministe-
rien, Autobahnmeistereien (s.
Foto), Gerichten, Universitä-
ten und anderer Einrichtun-
gen beteiligt. Und auch um
die Zukunft der Beamt/innen
geht es. Ihrer aller Arbeitsbe-
dingungen stehen in Frage.
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zum Streik im Öffentlichen Dienst 2006

Es geht doch! In Niedersachsen haben die kommunalen
Arbeitgeber zusammen mit den Gewerkschaften gezeigt,
wie der wochenlange Ar-beitskampf im öffentlichen Dienst
beendet werden kann: durch Kompromiss. Beide Seiten
haben Zugeständnisse gemacht, beide Seiten können er-
hobenen Hauptes aus diesem Streik herausgehen. So funk-
tioniert Tarifpolitik in Deutschland – ein Geben und Neh-
men nach harten Verhandlungen mit dem Ziel, für Arbeit-
geber und Beschäftigte verläßliche, vertraglich festgeleg-
te Regelungen über Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen und
Bezahlung zu schaffen. Auch im kommunalen Bereich Ba-
den-Württembergs wurde eine Schlichtung vereinbart und
es geht für alle Betroffenen einen Schritt voran. 

Schon Anfang März hatten die Hamburger mit einer durch-
schnittlichen Arbeitszeit von 38,7 Wochenstunden einen
Kompromiss erzielt. Nicht alle waren einverstanden, aber
dennoch konnten die Gewerkschaften den Streik in den
kommunalen Bereichen der Hansestadt einstellen. Die Müll-
berge wurden nach und nach weggeräumt, das Leben
normalisierte sich wieder. 

Nicht einmal einen Zettel dabei

Doch nicht überall sind die öffentlichen Arbeitgeber be-
reit, sich auf einen Kompromiss einzulassen. Im Bereich
der Bundesländer hat der Verhandlungsführer der Tarifge-
meinschaft der deutschen Länder (TdL), der niedersächsi-
sche Finanzminister Hartmut Möllring, bei dem Verhand-
lungstermin am 10./11. März demonstrativ gezeigt, dass
er kein Interesse an einem Kompromiss mit den beteilig-
ten Gewerkschaften hat. „Nicht einmal einen Zettel für
Notizen hatte er dabei“, berichtete ein Teilnehmer aus
den zwölfstündigen Verhandlungen. Die Gewerkschaften
dbb tarifunion, GdP, GEW und ver.di hatten ernsthaft an
einem Kompromiss gearbeitet. GEW-Tarifexpertin Ilse Schaad:
„Wir sind mehrmals bis zur Schmerzgrenze gegangen.“

Noch während ver.di-Chef Bsirske im Foyer der nieder-
sächsischen Landesvertretung der Presse erklärte, der Ver-
handlungsführer der Arbeitgeber habe zu keinem Zeitpunkt
eigene Vorstellungen für eine Lösung des Konflikts auf
den Tisch gelegt, polterte ein Rollkoffer über die Steinflie-
ßen: Mit leicht süffisantem Lächeln strebte Hartmut Möll-
ring zum Ausgang. Ihn interessierte schon nicht mehr,
was die Vertreter von mehr als vier Millionen Beschäftig-
ten zu den gescheiterten Verhandlungen zu sagen hatten. 

Länder-Mehrheit will ein Diktat

Nach sechs Wochen Arbeitskampf in Universitätskliniken
wie bei Straßenmeistereien und anderen Einrichtungen
der Bundesländer wird immer offensichtlicher, dass eine
Mehrheit der Arbeitgeber eine Lösung blockiert. Der schles-
wig-holsteinische Innenminister Ralf Stegner, Stellvertre-
ter Möllrings in der Verhandlungsdelegation, gab ensetzt
seinen Eindruck wieder: Möllring und die Mehrheit der CDU-
Ministerpräsidenten wollten keinen Abschluss. „Ich glau-
be, man muss sehr wohl hart verhandeln,“ sagte Stegner,
entscheidend sei jedoch dabei die Fähigkeit zu behalten,
dem Gegenüber mit Respekt zu begegnen. Konrad Freiberg,
Vorsitzender der Polizeigewerkschaft, nannte Möllring ei-
nen „Brandstifter“, Der Verhandlungsführer der dbb tarif-
union, Frank Stöhr, bedauerte: „Es haben sich leider dieje-
nigen durchgesetzt, die eine Fortdauer des Konflikts wol-
len.“ Bayerns Ministerpräsident Stoiber verkündete schon
vor Wochen das Ziel der CDU-Länderchefs: „Es wird auch
für die anderen Wirtschaftszweige nicht ohne Auswir-
kung bleiben, wenn der öffentliche Dienst auf eine Wo-
chenarbeitszeit von bis zu 42 Stunden kommt“. 

Die Botschaft ist angekommen: Mitglieder der IG BAU
und der IG Metall haben inzwischen an Protestaktionen teil-
genommen, zahlreiche Prominente bekunden ihre Solida-
rität mit den Beschäftigen des öffentlichen Dienstes.

Liebe Bürgerin, lieber Bürger, 
seit sechs Wochen befinden sich Kolleginnen und Kollegen des öffentlichen
Dienstes im Streik. Zehntausende Krankenschwestern, Polizisten, Lehrer und
Erzieherinnen, Müllwerker, Arbeiter und Angestellte in den
Autobahnmeistereien kämpfen für sich und alle anderen Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes gegen die Verlängerung ihrer Arbeitszeit, gegen die
Streichung bzw. Absenkung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld. Sie wissen,
dass der Streik zahlreiche Belastungen für die Bevölkerung mit sich bringt.
Aber die Pläne der Arbeitgeber sind dauerhaft mit viel größeren Nachteilen
verbunden als die zeitweiligen Beeinträchtigungen durch die Gegenwehr der
Beschäftigten. Denn was die Arbeitgeber heute im öffentlichen Dienst
versuchen, wird morgen auch in allen anderen Branchen versucht werden: 

p250 000 Arbeitsplätze werden durch verlängerte Arbeitszeiten
im öffentlichen Dienst bedroht

pArbeitszeitverlängerung führt auch zum Abbau von
Ausbildungsplätzen 

pund verschlechtert die Chancen junger Menschen auf einen
Arbeitsplatz nach der Ausbildung 

pZehntausenden befristet Beschäftigten droht der
Arbeitsplatzverlust 

Ist das bei 5 Millionen Arbeitslosen zu verantworten? 
Wir sagen: Nein. Besser Müllsäcke liegen auf der
Straße als noch mehr Arbeitslose. 
Bei diesem Streik geht es auch um die Qualität öffentlicher Dienstleistungen:
um die Sicherheit im öffentlichen Raum, um die Patientenversorgung im
Krankenhaus, um die Betreuungsqualität in den Kindertagesstätten und um
die Qualität in der schulischen und beruflichen Bildung. Uns liegt an einer
guten Qualität öffentlicher Dienstleistungen ebenso wie an vernünftigen
Bedingungen für die Beschäftigten. Schon heute liegen die Arbeitszeiten im
öffentlichen Dienst deutlich über dem Durchschnitt der Wirtschaft. Jede
Minute zusätzlicher Arbeitszeit bedeutet neue Stellenstreichungen: bei der
Polizei, in Krankenhäusern und Kindertagesstätten. 
Wir haben den Arbeitgebern Kompromisse angeboten. Aber die Mehrheit der
Arbeitgeber bei den Ländern will keine Kompromisse. Sie setzt auf Diktat.
Was verdient und wie lange gearbeitet wird, war bislang Gegenstand von
Verhandlungen. Geht es nach den Möllrings, Stoibers und Wulffs soll das jetzt
anders werden. Der Dienstherr befiehlt, der Angestellte spurt. Was
ist das für ein Demokratieverständnis? Wir sagen: Das darf nicht
die Zukunft sein. Deswegen wenden wir uns an Sie, an die Bürger/innen.
Mit der Bitte um Verständnis und Unterstützung. Nicht Diktat, von welcher
Seite auch immer, sondern Interessenausgleich muss auch in Zukunft die
Beziehungen zwischen Arbeitnehmer/innen und Arbeitgebern prägen. 

Nicht ohneuns!
Mehrheit der Arbeitgeber in den
Ländern will keinen Kompromiss –
Notwehr gegen Arroganz der Macht
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Damit ihre Kita nicht als „reine
Aufbewahrungsstätte“ endet
hat Kathrin Zsoter gestreikt.
„Wenn noch mehr Stellen ge-
strichen werden, können wir
gar keine Projekte und Ausflüge
mehr mit den Kindern machen,“
sagt die Erzieherin. Die 30-Jäh-
rige ärgert es, „dass die Medien
alles auf die 18 Minuten redu-
zieren und nicht darüber infor-
mieren, dass vor allem Stellen
verloren gehen, wenn wir mehr
arbeiten.“ Sie hat einen Zeitver-
trag und was kommt, wenn der
ausläuft, steht in den Sternen:
„Verliere ich den Job? Behalte
ich ihn, muss länger arbeiten
für’s gleiche Geld? Werden an-
dere gekündigt, weil ich bleibe?
Die Unsicherheit ist groß.“

Rettungssanitäter sind Holger Neumann
und Armin Goers aus Überzeugung gewor-
den. Aber in den zurückliegenden Jahren
haben sich die Arbeitsbedingungen im Uni-
versitätsklinikum Bonn immer weiter ver-
schlechtert. „Mit BAT fühlen wir uns wirk-
lich schlecht bezahlt. Die Arbeit ist körper-
lich anstrengend, die Verantwortung groß.
Schließlich dürfen wir uns keine Fehler er-

lauben. Die Arbeitsverdichtung beim Trans-
port von schwerstkranken und intensiv-
pflichtigen Patienten hat enorm zugenom-
men. Es gibt zu wenig Personal und des-
halb auch keine planbaren Dienste. Immer
wieder müssen wir einspringen und haben
deshalb massig Überstunden. An Freizeit-
und Familienplanung ist deshalb kaum zu
denken,“ sagen beide übereinstimmend. Da
bleibt der Frust nicht aus – und vom einsti-
gen Traumberuf nicht so viel übrig. Damit
wollen sich die beiden aber nicht abfinden:
„Unser Streik ist schon wegen der geplan-

ten Arbeitszeitverlängerungen unbedingt
richtig. Noch mehr Verschlechterungen
können wir nicht hinnehmen. Wer gute,
engagierte Arbeit leistet, der braucht auch
Anerkennung und angemessene Bezah-
lung.“ 
Nicht ohne Grund orientierten sich schon
Kolleginnen und Kollegen ins Ausland, wo
bessere Arbeitsbedingungen geboten wer-
den. „Immer neue Opfer kann man uns
nicht abverlangen,“ zeigen sich die beiden
kämpferisch. „Deshalb müssen wir uns
wehren.“

„Ich stehe heute hier, weil ich
auf die Angestellten in der Leh-
rerschaft aufmerksam machen
will – auch die sind betroffen,
wenn der Flächentarifvertrag
ausgehebelt wird.“

B E R T  H A A S E ,
Mittelschullehrer aus
Sachsen, Bezirksverband
Chemnitz 

K AT H R I N  Z S O T E R ,
Erzieherin aus Hannover

„Wenn wir verlieren,
verliert auch die innere
Sicherheit. Jede Arbeits-
zeitverlängerung führt
bei uns in der Polizei
zum Stellenabbau. Seit
Jahren müssen immer
weniger Polizeibeschäf-
tigte immer mehr für
weniger Geld arbeiten.
Die Folgen baden die
Bürger aus, nicht die Po-
litiker, die sich immer
gut beschützen lassen.
Die Straßen werden im-
mer unsicherer, die Ge-
waltkriminalität steigt.
Für Sicherheit, Bildung
und Gesundheitsversor-
gung bezahlen die Bür-
ger mit ihren Steuergel-
dern – und bekommen
immer weniger dafür.
Wer jetzt unter den
Streiks leidet, sollte sei-
nen Protest an die Politi-
ker richten, die ihn aus-
gelöst haben. Und nicht
auf die schimpfen, die
dafür kämpfen, dass Si-
cherheit, Bildung und
Gesundheit für alle auch
in Zukunft da sind.“

„Ohne uns geht doch auf den Straßen
und Autobahnen gar nichts,“ sagen
Karl-Heinz Mützel und Burkhard Lell.
Jeder Autofahrer flucht über Schlaglö-
cher oder nicht geräumte Pisten. „Wir
sorgen Tag und Nacht für Sicherheit.
Die ist oberstes Gebot – aber den poli-
tisch Verantwortlichen nicht einmal ei-

ne solide Grundausstattung wert,“ ma-
chen die beiden Straßenwärter ihrem
Ärger Luft.
„Uns in der Autobahnmeisterei Ober-
thulba (Nordbayern) fehlt es an der
notwendigen Technik, vor allem aber
an Personal.“ Mit immer weniger Leu-
ten immer mehr Strecken bei höherem
Fahrzeugaufkommen in Ordnung zu
halten – ein Unding. Da kann von einer
38,5-Stunden-Woche meistens sowieso
keine Rede sein. „Gerade bei schlech-
tem Wetter kann keiner von uns auf

die Uhr gucken. Nicht selten werden es
dann 12 Stunden.“ Da ist doch wohl
klar, dass die Kollegen gerade die ge-
planten Arbeitszeitverlängerungen als
Provokation empfinden: „Mehr Sparen
geht nicht!“ Zumal es trotz der Arbeits-
verdichtung seit langem keine finan-
ziellen Verbesserungen gibt. Junge Fa-
milienväter unter den Kollegen arbei-
ten jetzt schon nicht selten in einem
Zweitjob, weil das Geld nicht reicht.
„Deshalb ist für uns klar: Wir streiken
weiter.“

Auch mir passiert es an dem ei-
nen oder anderen Tag, dass ich
nicht nach 7,7 Stunden meinen
PC ausschalte und nach Hause
gehe, sondern genau wie die
Mitarbeiter in anderen Berei-
chen des Krankenhauses länger
bleiben muss. Und nicht des-
wegen, um mir in der Teeküche
noch einen Kaffee zu kochen
und meinen Gummibaum zu
wässern, sondern weil ich Ar-
beit erledigen muss, die keinen
Aufschub duldet. Dies ist ver-
gleichbar mit der stationären
Versorgung von Patienten, die
auch nicht nach 7,7 Stunden
einfach abgebrochen wird.

In einem Kommentar der
Hannoverschen Allgemeinen
Zeitung wurden unlängst Sze-
narien aufgezeichnet wie „Ster-
benskranke leiden unter dem
Klinikstreik, allein Erziehende
wissen nicht wohin mit ihren

Kindern...“ Es geht allein um ei-
ne Diffamierung der streiken-
den Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst. Nicht erwähnt
wird, dass es Notdienstverein-
barungen in allen Bereichen, in
den Krankenhäusern sowie in
den Kitas gibt. Es gibt keine
Sterbenskranken die unter dem
Klinikstreik leiden, dies zu be-
haupten, ist gefährlicher Un-
sinn. 

Ich allerdings habe ein
Grundrecht auf Streik. Und ich
nehme dies Recht auch wahr,
denn wenn ich und meine Kol-
leginnen und Kollegen die ge-
nannten 18 Minuten länger ar-
beiten, ist es gewiss, dass der
befristete Arbeitsvertrag meiner
Kollegin nicht verlängert wird.
Eine arbeitslose Kollegin mehr. 

Wenn ich und meine Kolle-
ginnen und Kollegen die ge-
nannten 18 Minuten länger ar-
beiten, ist es gewiss, dass meh-
rere unserer Auszubildenden
nach ihrer Ausbildung nicht
übernommen werden. Wiede-
rum mehr Arbeitslose in diesem
Land. Und diesmal sehr junge
Menschen, die sicher ein An-
recht auf Beschäftigung haben. 

Wenn ich und meine Kolle-
ginnen und Kollegen die ge-
nannten 18 Minuten länger ar-
beiten, so wird auch der Ar-
beitsplatz, der durch die Alters-
rente meiner Kollegin frei wird,
nicht mehr besetzt. Ein Mensch
bleibt arbeitslos.

LY D I A  D A N I E L ,
Verwaltungsangestellte im
Robert-Koch-Krankenhaus
Gehrden 

K A R L - H E I N Z  M Ü T Z E L und
B U R K H A R D  L E L L , 
Straßenwärter aus Oberthulba,
Nordbayern

J Ö R N  C L A S E N ,
Schutzpolizeibeamter,
Hamburg

H O L G E R  N E U M A N N und 
A R M I N  G O E R S , Rettungssanitäter,
Bonn

Wer, wie Hartmut Möllring, der

Vorsitzende der Tarifgemein-

schaft der deutschen Länder, die Arbeitslosen gegen die Ge-

werkschaft in Stellung bringen will, der spielt mit falschen

Karten. Oder er hat schon in der Grundschule im Rechen-

unterricht nicht aufgepasst. Nehmen wir nur einmal an,

in der Straßenmeisterei müssen – damit alles funk-

tioniert – in der Woche 3 850 Stunden geleistet

werden. Bei der jetzigen Arbeitszeit von 38,5 Stun-

den braucht man dazu also genau 100 Arbeiter. 

Müsste jeder dieser 100 Arbeiter künf-
tig aber 42 Stunden arbeiten, dann
könnte die gleiche Arbeit statt von 100
eben von nur noch 91 Arbeitern geleis-
tet werden. 9 Arbeitsplätze fielen weg. Das ist 

so, mit der Mathematik kann man nicht diskutieren. 

Gut, werden Sie jetzt vielleicht sagen, das mag ja sein. Aber

mit den öffentlichen Haushalten kann man erst recht nicht

diskutieren, mit denen kann man ja schon seit Jahren kei-

nen Staat mehr machen. Auf den ersten Blick ist das richtig.

Die öffentlichen Kassen sind nicht nur leer – wir bauen auch

noch riesige Schuldenberge auf. 

Aber ein Naturereignis, ein unabwendbares Schicksal ist das

nicht. Dass mit unseren öffentlichen Finanzen kein Staat

mehr zu machen ist, hängt vielmehr damit zusammen, dass

weite Kreise in unserem Land einfach keinen Staat mehr

machen wollen. Über viele Jahre hinweg haben wir –

und zwar quer durch die Parteien hindurch – das

hohe Lied vom schlanken Staat gesungen. Das, 
was unser Land in den Nachkriegsjahr-
zehnten so stark und lebenswert mach-
te, nämlich ein gut funktionierendes
Gemeinwesen, das wurde schlecht 
geredet, als Ballast empfunden, als Hemmschuh  

für die Entfaltung der freien Kräfte des

Marktes. 

Und deshalb wurde es plötzlich 

modern, überall die Steuern zu 

senken, am deutlichsten 

übrigens bei den Reichen und

Superreichen. Der Spitzensteu-

ersatz, der beim legendären CDU-Wirtschaftsminister Lud-

wig Erhard noch bei 53 Prozent gelegen hatte, wurde erst

unter Kohl und dann unter Schröder von 53 auf 42 Prozent

gesenkt. Ein anderes Beispiel: Allein durch die Körper-

schaftssteuerreform sollten 2002 rund 8 Milliarden Euro

hereinkommen. Tatsächlich kam nicht nur nichts, sondern

der Finanzminister musste großen Konzernen sogar noch 

3 Milliarden zurückzahlen. Oder die Mehrwertsteuer: Seit 

Jahren weisen die Fachleute auf gigantischen Missbrauch

hin, der für den Staat Ausfälle in zweistelliger Milliarden-

höhe zur Folge hat. 

Man muss nicht mehr solcher Beispiele nennen, um zu 

sehen, wo die wirkliche Ursache unserer Finanzkrise ist. 

Nicht die Ausgaben der öffentlichen
Hand sind explodiert sondern die 
Einnahmen wurden systematisch her-
untergefahren. In der naiven Hoffnung, das 

private Kapital würde die Zurückhaltung des 

Staates honorieren, würde also freudig investieren

und Arbeitsplätze schaffen. 

Nichts davon ist eingetroffen. Statt der Zahl der Arbeitsplät-

ze steigen nun die auch noch steuerbegünstigten Gewinne

immer weiter – zurück bleiben die Arbeitslosen und ein im-

mer ärmerer Staat. Und der will jetzt

in seiner selbst geschaffenen 

Finanznot auch noch die Arbeits-

zeit verlängern, wodurch die 

Arbeitslosigkeit noch weiter

ansteigen würde. Wenn die

Beschäftigten im öffent-

lichen Dienst gegen diese

irrwitzige Logik seit Wo-

chen streiken, haben sie

mehr als Recht. Denn

so ist wirklich kein

Staat zu machen.

So ist kein Staat 
zu machen

K O M M E N T A R  V O N  H E I N E R  M Ü L L E R  ( B A Y R I S C H E R  R U N D F U N K )
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Liebe ver.di-Kolleginnen und -Kollegen,
Es war wohl ein vorgezogener Aprilscherz, als Finanzminister Hartmut Möllring vor fünf Wochen am

ersten Streiktag sagte: „Wir haben 5 Millionen Arbeitslose, die begeistert wären, in den öffentlichen

Dienst zu kommen…“ Da hatte er wohl den Einstellungsstopp der niedersächsischen Landesregierung

vergessen?

Ihr kämpft gegen die Verschlechterung und den Abbau von jahrzehntelang hart erkämpften

Arbeitnehmer-Rechten, auch wir Erwerbslose kämpfen gegen weiteren Sozialabbau durch Hartz-IV

usw.

Niedriglohn, Zeitarbeit, Tarifdumping oder gar „Ein-Euro-Jobs“ werden uns da angeboten, und wir 

wissen deshalb sehr gut, welche Arbeit wir nicht wollen.

Die Maßnahmen der Regierenden führen zu weiterem Arbeitsplatzabbau und zu noch mehr

Spaltungen zwischen Noch-Beschäftigten und Erwerbslosen, obwohl wir alle nicht zu den

„Besserverdienenden“ gehören.

Davon haben wir – genau wir ihr – die Nase voll! 

Wir unterstützen euren Streik! Gemeinsam lassen wir uns nicht zum Stopfen von

Haushaltslöchern verheizen! 

40-Stundenwoche? Nein! VER.DI-BEZIRKSERWERBSLOSENAUSSCHUSS REGION HANNOVER

ver.di-Streik auf dem Opernplatz in Hannover: Der erwerbslose Eckhard Heim (rechts) vom Arbeitslosenkreis Hannover mit Arthur Gnatzy aus dem Betrieb der Hannoverschen
Informationstechnologie auf der Terasse des Opernhauses

Dieser Streik betrifft 

Millionen
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W E G G E K Ü R Z T:  Wenn sich in den Tarifauseinandersetzungen im öffent-
lichen Dienst die Arbeitgeber mit ihrer Forderung nach längeren Arbeits-

zeiten durchsetzen, würde jeder 25. Arbeitsplatz wegfallen. Und noch mehr
Arbeitslose statt Müllsäcke auf der Straße stehen FOTO: DAVID HECKER / DDP [M]

S O L I D A R I T Ä T

Gerade noch wummerte laute Mu-
sik aus dem Radio, Musik für junge
Leute, für die in der angesagten Ber-
liner Szene. Und dann, um Punkt 
17 Uhr: Stille, Schweigen, Nichts. Nur
ein Moderator sagte alle 10 Sekun-
den die Zeit an, immer wieder, bis
17 Uhr 18 – am Montag, den 20. Fe-
bruar, schickte der Berliner Privat-
sender 100,6 Motor FM für 18 lan-
ge Minuten ein unüberhörbares Sig-

nal des Protests in den Äther durch
demonstratives Verstummen.

Petra Decker, Programmdirektorin
und Mitarbeitersprecherin des jun-
gen, progressiven Privatsenders, be-
richtet, warum sie und ihre Kollegen
diese Aktion gestartet haben: „Wir
waren sauer über die Art und Weise,
wie die Diskussion über die Streiks
im öffentlichen Dienst in den Me-
dien geführt wird.“ Statt von der For-

derung der Arbeitgeber nach 1,5 Stun-
den pro Woche beziehungsweise 6,9
Stunden Mehrarbeit pro Monat oh-
ne Lohnausgleich sei nur von 18 Mi-
nuten täglich die Rede. „Der Protest
der Gewerkschaften und Arbeitneh-
mer wird damit als kleinlich diskre-
ditiert.“ 

Die jungen Radio-Leute solidari-
sierten sich auf ihre Weise: „Wenig-
stens an einem Tag sollten die Hörer

merken, wie lang 18 Minuten tat-
sächlich sein können“, so Petra De-
cker. Mona Rübsamen, Markus Kühn
und Tim Renner, die Teilhaber des Sen-
ders, nahmen die Protestaktion ge-
lassen: „Wir haben einen Auftrag und
unsere Mitarbeiter eine Haltung – das
passt zusammen. Stille im Radio wird
uns und den Hörern wehtun, aber wir
nehmen das im Sinne des Betriebs-
friedens in Kauf.“ 

Die Gesellschafter der Welle Motor FM haben einen Auftrag, ihre Mitarbeiter eine Haltung 
zum Streik im öffentlichen Dienst

18 lange Minuten…
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Über die Schmerzgrenze
„…Mehr als zwölf Stunden saß man zu-
sammen, um dann festzustellen: alles nur

Bluff. Kläglicher ist selten ein Tarifgespräch ge-
scheitert. Von Verhandlungen mag man gar nicht
reden, denn es ging nicht um das Für und Wider
von Positionen, das Ausloten von Schmerzgrenzen
und schließlich das Schnüren eines Pakets mit so
vielen Inhalten, dass für alle etwas dabei ist. Nein.
Dieses Tarifgespräch war eine Shownummer…

Nun ist Möllring ein Minister aus Niedersach-
sen. Doch in den Berlin (Schein-)Verhandlungen
wusste er die Mehrheit der Ministerpräsidenten
hinter sich. Wollen die alle eine andere Repu-
blik? Ist das jetzt die Rache der Wulffs, Stoibers
und Oettingers für die nicht gewonnene Bundes-
tagswahl? Damals haben die Wähler gegen das
schwarz-gelbe Modell votiert, gegen den Kapi-
talismus pur. Zu den Wählern gehören auch die
seit Wochen unter dem Arbeitskampf leidenden
Bürger. Deren Belange spielen offenbar keine
Roll im Kalkül der Möllrings. Für die Frechheit
von Berlin sollten die deshalb vom Wähler die Quit-
tung bekommen.“
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Die falsche Besetzung
„Die Öffentlichkeit hat seit diesem Wo-
chenende Grund genug, sich umzustel-

len: Sie sollte ihren Verdruss über den Streik im
öffentlichen Dienst von ver.di und deren Vorsit-
zenden Frank Bsirske auf Hartmut Möllring, Ver-
handlungsführer der Länder, umlenken. Er hat
ihn inzwischen redlich verdient.

Das liegt weniger daran, dass Hartmut Möll-
ring, was seine Aufgabe ist, hart im Sinne der Bundes-
länder verhandelt. … Vielmehr liegt inzwischen der
Verdacht nahe, dass Hartmut Möllring weniger
als tarifpolitischer Verhandlungsführer, denn als
CDU-Politiker handelt. Als ein CDU-Politiker, der ta-
riffreie Zonen am liebsten mag, für den Mantelta-
rifverträge ein Übel sind. Dass er also im Kern
nicht innerhalb des gesetzten Rahmens eine Eini-
gung aushandeln, sondern diesen Tarifstreit nut-
zen will, um das Tarifsystem weiter zu beschädi-
gen, diesen Verdacht wird er nun nicht mehr los.
Er missbraucht seine Rolle als Verhand-
lungsführer. …“
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Schlichter gesucht
„... Wenn die Verhandlungen jetzt für ei-
ne Pause des Nachdenkens unterbrochen

sind, ist dies nichts anderes als das Eingeständ-
nis, mit den Verhandlungskünsten am Ende zu
sein. Groß war das Geschick ohnehin nie. Des-
halb regt sich zu Recht Widerstand gegen den
eigenen Unterhändler, Hartmut Möllring (CDU).
Der Finanzminister aus Hannover will die Ge-
werkschaften in Sachen Arbeitszeit und Sonder-
zahlungen einem Diktat unterwerfen. So funk-
tioniert aber Tarifautonomie nicht – auch dann
nicht, wenn der Staat Arbeitgeber ist.“
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Spiel mit dem Feuer 
„Möllring und die Hardliner haben den Bo-
gen überspannt, die Gewerkschafter zei-

gen durchaus Entgegenkommen. Jetzt auf den
Kompromiss von ver.di nicht einzugehen, bedeu-
tet, ganz bewusst den Bestand des Flächentarif-
vertrags und das Funktionieren der TdL zu riskie-
ren. Den Gewerkschaften Grenzen aufzuzeigen,

ist eine Sache. Mit dem Feuer zu spielen,
wie Möllring es tut, eine andere.“

P R E S S E S T I M M E N

Gemeinsame Demonstration am 9. März
in Hannover FOTO: DBB


